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Zur dritten Anhörung eines Peten-
ten in öffentlicher Sitzung im Land-
tag am 23. März – sie kam zustande,
weil in der Sechs-Wochen-Frist mehr
als 1.500 Bürgerinnen und Bürger
die Petition mitgezeichnet hatten –
erklärte die Sprecherin der Links-
fraktion für Petitionen und Bürgerbe-
teiligung Anja Müller:

Die Bürgerinitiative Rositz-Schelditz
hatte sich an den Landtag gewandt, weil
sich seit über einem Jahrzehnt die Zu-
stände vor Ort kontinuierlich ver-
schlechtert haben. Immer mehr hochbe-
lastetes Grundwasser drängt nach oben
und macht die Gebäude unbewohnbar.
Wohneigentum verliert an Wert. Gärten
sind nicht mehr nutzbar. Die Gesundheit
der Bürgerinnen und Bürger ist akut ge-
fährdet. 

Den Ernst der Lage verdeutlicht

Obwohl der Zustand den verantwortli-
chen Ämtern und Behörden seit langem
bekannt ist, scheiterte eine planvolle
und grundhafte Lösung bisher an feh-
lender Wahrnahme der Verantwortung
und einem vernünftigem Miteinander
der Beteiligten. 

Alle bisherigen Maßnahmen (Abpum-
pen des kontaminierten Grundwassers
seit über 12 Jahren) waren Akutmaß-
nahmen und nicht in ein solides Ge-
samtkonzept eingebettet. Die Bürgerin-

Informationsfreiheit

Zu Meldungen, wonach den
NSU-Untersuchungsausschüssen
wichtige SMS der Chemnitzer
NSU-Unterstützerszene nicht vor-
gelegen hätten, erklärt MdL Ka-
tharina König, LINKE-Mitglied im
neuen Thüringer NSU-Untersu-
chungsausschuss: „Die nun skan-
dalisierten SMS lagen dem Unter-
suchungsausschuss der letzten
Lgislatur im Thüringer Landtag be-
reits seit Frühjahr 2012 vor. Sie
waren Bestandteil der 24 Ordner
des Landeskriminalamtes.“ Eben-
so berichteten Stefan Aust und
Dirk Laabs in ihrem Buch „Heimat-
schutz“ detailliert über die SMS.

Skandalös sei daher nicht das
vermeintliche Auftauchen erst im
Prozess, sondern der Umstand,
dass sächsische Neonazis im Pro-
zess in München offen gelogen
und versucht hätten, ihre Rolle im
Unterstützernetzwerk herunterzu-
spielen. Der letzte Thüringer Un-
tersuchungsausschuss habe be-
reits herausgearbeitet, dass die
Zielfahndung eine ganze Reihe
von vielversprechenden Ermitt-
lungsansätzen nicht nutzte und
Hinweisen auf Chemnitz nur unge-
nügend nachging.                             

NSU-Untersuchungen

Zum 1. Tätigkeitsbericht des
Landesbeauftragten für die Infor-
mationsfreiheit, Lutz Hasse, er-
klärte MdL Steffen Dittes: „Das In-
formationsfreiheitsgesetz ist lei-
der noch nicht bei den Bürgerin-
nen und Bürgern sowie den Thürin-
ger Behörden angekommen.“ Da-
für sprächen die relativ geringe
Zahl von Anfragen an den Beauf-
tragten und die von ihm geschil-
derte Unsicherheit im Umgang mit
Fragen seitens der auskunfts-
pflichtigen Behörden. Die Koalition
werde ihre Verantwortung wahr-
nehmen, einerseits die Behörden
besser zu sensibilisieren und zur
Gesetzeslage zu informieren und
andererseits die Hürden für die
Antragstellenden weiter zu sen-
ken. Der Koalitionsvertag sehe
auch die Überarbeitung des Infor-
mationsfreiheitsgesetzes und sei-
ne Umwandlung in ein wirkliches
Transparenzgesetz vor, das Behör-
den zum proaktiven Bereitstellen
der Informationen verpflichtet. 

Die vom Informationsfreiheits-
beauftragten geäußerten Vor-
schläge zur Erweiterung seiner
Kompetenzen seien ebenfalls be-
reits Inhalt des Koalitionsvertrages
und gehörten zum dringend re-
formbedürftigen Inhalt des Geset-
zes. Der Abgeordnete sagte, er er-
achte „ein Recht zur Akteneinsicht
sowie ein weitergehendes Kon-
trollrecht bei den Behörden durch
den Beauftragten für die Informati-
onsfreiheit für zweckmäßig und
sinnvoll“.                                      

itiative Rositz-Schelditz als Petent konn-
te die Situation in Schelditz, die Chrono-
logie der Ereignisse, vorliegende Gut-
achten, die Belastung von Boden und
Luft, deutlich darstellen und durch Fak-
ten belegen. Unterstützung fand die
Bürgerinitiative durch die Landrätin des
Landkreises Altenburger Land, Michaele
Sojka (LINKE). Sie sieht in der vor Jahren
vorgenommenen Übertragung der bo-
denrechtlichen Verantwortlichkeit an
das Landratsamt einen Fehler. Es könne
nicht sein, Aufgaben, die weder perso-
nell noch finanziell leistbar sind, in die-
ser Form zu delegieren. Die Landrätin
favorisiert eine unverzügliche Rücküber-
tragung der Verantwortung an den Frei-
staat. Mit der Anhörung hatte die Bür-
gerinitiative die Problematik erneut in

die Öffentlichkeit gebracht und den
Ernst der Lage verdeutlicht. Auch wenn
keine Sofortergebnisse zu verzeichnen
sind, gibt es Aspekte, die für eine positi-
ve Veränderung der Situation im Inter-
esse der Petenten sprechen. So auch
die Zusage von Ministerin Anja Sieges-
mund (Grüne), dass die Anregungen der
Bürgerinitiative in alle Planungen einbe-
zogen werden. 

Linksfraktion schlägt  die
Bürgerinitiative für 
den Umweltpreis vor

Dafür spricht zudem die Durchfüh-
rung regelmäßiger Treffen aller Beteilig-
ten und Betroffenen in einer Planungs-
gruppe, die im Sommer einen Maßnah-
meplan zur Beseitigung der Altlasten
vorstellen soll. Damit wird deutlich, dass
der Koalitionsvertrag durch das Ministe-
rium schnellstmöglich umgesetzt wird.
Begrüßenswert ist auch das Engage-
ment der Ministerin, einen Vertrag über
die künftige Finanzierung der Altlasten-
sanierung auf den Weg zu bringen.

Die Abgeordneten der Linksfraktion
im Petitionsausschuss möchten aber
ausdrücklich der Bürgerinitiative Rositz-
Schelditz danken. Ohne ihre Ausdauer,
ihre Expertise und ihr Beharrungsver-
mögen könnte nunmehr nicht mit ver-
haltenem Optimismus in die Zukunft ge-
blickt werden. DIE LINKE im Thüringer
Landtag wird auf jeden Fall die Bürgerin-
itiative Rositz-Schelditz für einen durch
das Umweltministerium ausgelobten
Umweltpreis vorschlagen.

Land zahlt Umzug für
altlastengeschädigte Schelditzer

Inzwischen hat das Umweltministeri-
um bekannt gegeben, dass es den be-
troffenen Einwohnern des Rositzer Orts-
teils Schelditz finanzielle Hilfe für einen
Umzug in unbelastete Wohnungen zah-
len werde. Zunächst würden dafür
40.000 Euro aus Lottogeldern bereitge-
stellt. Da auf kurze Sicht keine rasche
Abhilfe bei dem Umweltproblem zu
schaffen sei, solle den Mietern auf die-
sem Weg eine Verbesserung ihrer Situa-
tion ermöglicht werden. In dem beson-
ders stark betroffenen Wohnblock leben
noch elf Mietparteien.                              

In Vorbereitung auf die
öffentliche Anhörung des
Petitionsausschusses des
Thüringer Landtags zur Pe-
tition der Bürgerinitiative
Rositz-Schelditz war eine
Delegation, bestehend aus
Abgeordneten des Landta-
ges - von der Linksfraktion
Anja Müller, Diana Skibbe,
Ute Lukasch und Tilo Kum-
mer sowie die SPD-Abge-
ordnete Dagmar Becker -
vor Ort, um sich ein per-
sönliches Bild der Lage zu
machen. 

Den Geruch kann man
„nicht beschreiben“. Lo-
thar  Schumann und Jürgen
Dobmaier von der Bürger-
initiative führten die Abgeordneten zu
den betroffenen Stellen in Schelditz. So
zum Beispiel in den Keller des Eigenhei-
mes von Herrn Dobmaier sowie in den
ehemaligen Konsum von Schelditz. Eine
weitere Besichtigung, um die Gesamt-
heit des Problems zu demonstrieren,
führte die Abgeordneten, die Landrätin
des Altenburger Landes Michaele Sojka
(LINKE), den Bürgermeister von Rositz,
Steffen Stange, und weitere kommunale
Politiker zur „Aschehalde Fichtenhaini-
chen“. Geführt durch einen Vertreter

von der Landesentwicklungsgesell-
schaft konnten sich die Anwesenden in
dem abgesperrten Gebiet ein Bild von
den Versäumnissen der letzten Jahre
machen. Es müssen Zuständigkeiten
und die Finanzierung der Sanierung ge-
ordnet und geklärt werden. Die starken
Benzol-Gerüche, ob in Schelditz oder
auf der Halde, können nicht gesund
sein. Die Belastungen müssen in Verant-
wortung den Bürgern und der Natur ge-
genüber beseitigt werden.
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Den Geruch kann man „nicht beschreiben“

Bürgerinitiative Rositz-Schelditz in öffentlicher Petitionsausschusssitzung angehört


